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Mitteilung des Senats 

Rotor-Out-Beschluss gem. § 5 Abs. 4 WindBG 
 
Mitteilung des Senats 
an die Stadtbürgerschaft 
vom 19. November 2024 

Nach dem Windenergiekonzept der Stadt Bremen darf die von den Rotorblättern einer Wind-
energieanlage überstrichene Fläche über die Grenze der im Flächennutzungsplan dargestell-
ten Vorrangflächen hinausragen, sofern der Turm der Anlage innerhalb der Vorrangfläche 
steht, die fachrechtlichen Anforderungen im Genehmigungsverfahren erfüllt werden und die 
Zustimmung gegebenenfalls betroffener Eigentümer von Nachbargrundstücken vorliegt. 
Diese sogenannte Rotor-Out-Planung wurde zuletzt im Rahmen des Verfahrens zu OVG: 1 
D 72/22 thematisiert und dabei offengelassen, inwieweit die im Flächennutzungsplan darge-
stellten Vorrangflächen wirksam als sogenannte Rotor-Out-Flächen geplant und beschlossen 
wurden. 
 
Mit § 5 Abs. 4 WindBG schafft der Bundesgesetzgeber nun die Möglichkeit, den o.g. 
Sachverhalt klarzustellen. Die Möglichkeit gilt für Planungen, denen eine Rotor-Out-
Planung materiell zugrunde liegt und damit für Fälle, in denen der Plangeber das 
Hinausragen der Rotorblätter über die Grenzen der dargestellten Vorrangflächen ein-
geplant hat. Eine solche Rotor-Out-Regelung ist notwendig, um zu verhindern, dass 
Windenergiegebiete gemäß § 4 Abs. 3 WindBG nur anteilig angerechnet werden, ob-
wohl dies nicht den Vorstellungen des Planungsträgers entspricht. Diese Vorausset-
zungen treffen auf den Flächennutzungsplan der Stadt Bremen zu. Daher soll ein 
Rotor-Out-Beschluss gemäß § 5 Abs. 4 WindBG gefasst werden. 
 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Bremische Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) beschließt gemäß § 5 Abs. 4 WindBG, dass 
die Rotorblätter genehmigter und geplanter Windenergieanlagen nicht innerhalb der im Flä-
chennutzungsplan der Stadt Bremen dargestellten Vorrangflächen für Windkraftanlagen lie-
gen müssen. 
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